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SCHIERS

Gemeindeversammlung will 
Schulverband nicht verlassen
Die Schierser Stimmberechtigten haben am Freitag-
abend an ihrer Gemeindeversammlung mit 41:73 
Stimmen bei 45 Enthaltungen Nein gesagt zu einem 
Antrag, den Schulverband Furna-Fideris-Jenaz-
Schiers zu verlassen. Das teilte die Gemeinde mit. 
Das letzte Wort ist damit in Schiers aber noch nicht 
gesprochen, dieses wird eine Urnenabstimmung ha-
ben. Weiter genehmigten die Stimmberechtigten 
einen Kredit von 210 000 Franken für ein Friedhofs-
projekt und eine Krediterhöhung von 277 000  auf 
neu 480 000 Franken für die Schulhaussanierung 
Farb. Weiter stimmten die Stimmberechtigten dem 
kommunalen Energiegesetz zu, wie es in der Mittei-
lung weiter heisst. (red)

BAD RAGAZ

Zwei Verletzte bei Unfall auf der 
A13 – Polizei sucht Zeugen

Am Samstagabend kurz vor 17.30 Uhr ist es auf der 
Autobahn A13, kurz vor der Ausfahrt Bad Ragaz, zu 
einem Verkehrsunfall gekommen. Ein 70-jähriger 
Autofahrer und seine 61-jährige Mitfahrerin wurden 
dabei verletzt. Aus unbekannten Gründen bremste 
der 70-Jährige sein Fahrzeug nach einem Überhol-
vorgang ab, stiess mit einem dritten Fahrzeug zu-
sammen und überschlug sich. Die Unfallstelle war 
während zwei Stunden nur einspurig befahrbar. Die 
Polizei sucht Zeugen (Telefon 058 229 78 00). (red)

FLÄSCH / ST. LUZISTEIG

Töffunfall fordert zwei Verletzte
Laut einer Mitteilung der Kantonspolizei Graubün-
den ist ein 18-jähriger Töfffahrer am Samstagnach-
mittag gegen 15 Uhr auf St. Luzisteig mit einem 
20-jährigen Töfffahrer kollidiert. Der 18-jährige Fah-
rer blieb mit seiner Maschine auf der Fahrbahn lie-
gen, während der 20-Jährige ins Wiesland geschleu-
dert wurde. Beide Töfffahrer wurden verletzt und 
mit Ambulanzen nach Chur überführt. Die St. Luzi-
steigstrasse musste während der Unfallaufnahme 
während zwei Stunden gesperrt werden. (paa)

VAL MÜSTAIR

Gemeindevorstand ist wieder 
komplett
Die Stimmberechtigten haben gestern drei neue Mit-
glieder des Gemeindevorstandes gewählt. Nötig war 
das, weil anfangs Jahr bekannt geworden war, dass 
Guido Mittner, Roman Oswald und Patrick Weg-
mann «aus persönlichen Gründen» demissionierten. 
Wie die Gemeinde am Sonntag in einer Mitteilung 
schrieb, sind neu Chasper Stuppan-Hohenegger (359 
Stimmen), Thomas Schadegg (255 Stimmen) und 
Stephanie Ulayayi-Albertin (188 Stimmen) im Ge-
meindevorstand vertreten. 218 Stimmen gingen an 
andere einzelne Personen. (red)

Bild Kantonspolizei St. Gallen

Langer Weg zum fairen Lohn 
im Bündner Kindergarten
Bündner Kindergartenlehrpersonen verdienen zu wenig. Der Regierung ist dies zwar mittlerweile 
klar – Lösungen werden aber erst noch geprüft.

von Pierina Hassler

D ass Bündner Kinder-
gartenlehrpersonen 
zu wenig verdienen, 
ist Fakt. Mit zehn Jah-
ren Berufserfahrung 

und einem 100-Prozent-Pensum 
kommen sie auf einen jährlichen 
Bruttolohn von 79 800 Franken. In-
klusive dem 13. Monatslohn. Das 
sind die tiefsten Löhne in der gan-
zen Deutschschweiz. Der Kampf 
um faire Löhne begleitet die Bünd-
ner Kindergartenlehrpersonen 
schon seit vielen Jahren. 2018 zo-
gen Einzelklägerinnen, der Ver-
band Lehrpersonen Graubünden 
(Legr) und die Frauenzentrale des-
wegen mit einer Lohnklage vor 
Verwaltungsgericht – und verlo-
ren. Dreieinhalb Jahre mussten 
die Klägerinnen auf dieses Urteil 
warten. Die Legr-Präsidentin Lau-
ra Lutz sagte damals: Das Urteil sei 
empörend und enttäuschend 
(Ausgabe vom 7. Juli 2021). Ob-
wohl sie nach wie vor überzeugt 
sei, dass dieses Urteil nicht richtig 
sei, werde man nicht vor Bundes-
gericht gehen. «Wir wollen jetzt 
den politischen Weg bestreiten.»

Am 8. Dezember 2021 richtete 
Mitte-Grossratsstellvertreterin 
Barbla Conrad-Roner eine Anfrage 
an die Regierung. In ihrer Einlei-
tung schrieb sie: «Es ist unbestrit-
ten, dass in Graubünden bei den 
Löhnen der Kindergartenlehrper-
sonen Handlungsbedarf besteht. 
Diese sind – wie schon oft festge-
stellt – die tiefsten der Schweiz 
und haben seit Längerem negative 
Auswirkungen auf die Rekrutie-
rung der Kindergartenlehrperso-
nen im Kanton.» Um weiterhin ge-
nügend Kindergartenlehrperso-
nen für alle Schulen im dreispra-
chigen Kanton, vor allem auch in 

den romanischsprachigen Schu-
len, zu haben, sei es unerlässlich, 
die Anstellungs- und Lohnbedin-
gungen zu verbessern und sie dem 
Rest der Schweiz anzupassen. Con-
rad-Roner wollte von der Regie-
rung unter anderem wissen, mit 
welcher Begründung der niedrige 
Lohn bei den Kindergartenlehr-
personen gerechtfertigt sei. Diese 
hätten die gleiche Ausbildung, den 
gleichen Lehrauftrag, das gleiche 
Tätigkeitsfeld, den gleichen Auf-
wand und die gleiche Aufgabe wie 
eine Lehrperson der 1. Primar-
schulklasse.  

Lobende Worte
In ihrer Antwort unterstreicht die 
Regierung, wie wichtig der Beruf 
einer Kindergartenlehrperson ist: 
Gemäss Artikel 7, Absatz 2 des Ge-
setzes für die Volksschulen des 
Kantons Graubünden fördere der 
Kindergarten die schöpferischen 
Kräfte des Kindes und dessen kör-
perliche, geistige, soziale und emo-
tionale Entwicklung. Zudem berei-
chere der Kindergarten die kindli-
che Erlebnis- und Erfahrungswelt 
und pflege das sprachliche Aus-
drucksvermögen. Sie, also die Re-
gierung, teile die Auffassung, dass 
die Anstellungs- und Lohnbedin-
gungen auf Stufe Kindergarten im 
Kanton Graubünden im Sinne 
einer Verbesserung der Anstel-
lungsbedingungen zu prüfen sei-
en. Wortwörtlich schreibt sie: «Die 
benötigte Bachelorausbildung auf 
Stufe Kindergarten, die Einfüh-
rung des Lehrplans 21 Graubün-
den sowie ein vergleichbares Tä-
tigkeitsfeld mit der Primarlehrper-
son, gepaart mit der Tatsache, dass 
im Kanton Graubünden die Löhne 
der Kindergarten lehrpersonen 
schweizweit die tiefsten sind, ver-
anlasst die Regierung, im Rahmen 

der bevorstehenden Teilrevision 
des Schulgesetzes die Lohnsitua-
tion für Lehrpersonen der Kinder-
gartenstufe zu prüfen.»

Das tönt vielversprechend. 
Trotzdem ist Conrad-Roner etwas 
irritiert. «Ich bin froh, dass sich die 
Regierung einsichtig zeigt, nur 
sollten jetzt Taten folgen.» Die Mit-
te-Grossratsstellvertreterin weist 
auf einen aktuellen Entscheid der 
Zürcher Regierung hin, der zeigt, 
was sie mit «Taten folgen» meint. 
Am 3. März teilte diese mit, sie wol-
le den Kindergarten als Teil der 
Volksschule stärken. Dazu soll die 
Ausbildung für Kindergartenlehr-
personen weiterentwickelt wer-
den. Gleichzeitig sollen sämtliche 
Lehrpersonen dieser Stufe beim 
Lohn den Primarlehrpersonen 
gleichgestellt werden. Gleiches 
Problem also, aber verschiedene 
Lösungen: Graubünden prüft, Zü-
rich macht einen Schritt vorwärts. 

Höchste Zeit
«Die Antwort der Regierung lässt 
den Rückschluss zu, dass der Miss-

stand betreffend Arbeitsbedingun-
gen im Kindergarten nun endgül-
tig erkannt respektive anerkannt 
wurde und Handlungsbedarf be-
steht», sagt Legr-Präsidentin Laura 
Lutz. Mit dem Entscheid, den poli-
tischen Weg zu wählen, hätte der 
Verband von Beginn an die Teilre-
vision des Schulgesetzes ins Auge 
gefasst. «Solche politischen Prozes-
se brauchen Zeit und viel Geduld», 
so Lutz. Doch die Tatsache, dass 
die Zeichen betreffend Kindergar-
ten nun auf Veränderung und Ver-
besserung stehen würden, erachte 
der Legr als sehr positiv.  «Wir sind 
zuversichtlich, dass unseren jahre-
langen Bemühungen und dem 
Kampf für bessere Arbeitsbedin-
gungen für Kindergartenlehrper-
sonen im Rahmen der Teilrevision 
des Schulgesetzes endlich Rech-
nung getragen wird.»  Es sei höchs-
te Zeit dafür.

Dringender Handlungsbedarf
Der Kindergarten sei Teil der 
Volksschule und damit ein eben-
bürtiges Rädchen in der Bildungs-
landschaft, sagt Lutz. «Dies haben 
alle Kantone erkannt, der Kanton 
Graubünden hat hier als letzter 
Kanton in der Deutschschweiz 
dringendsten Handlungsbedarf.» 
Mit der Gleichstellung der Ausbil-
dung müssten nun dringend auch 
die Anstellungsbedingungen 
gleichgestellt werden. «Dazu gehö-
ren die Löhne, aber auch die ent-
sprechenden Entlastungslektio-
nen.» In den letzten Jahren seien 
im Kanton regelmässig rekordho-
he Überschüsse generiert worden, 
der Kanton habe keine Schulden 
und ein riesiges Polster an Eigen-
kapital. «Es muss nun endlich 
mehr in die Bildung und damit 
unter anderem in die Löhne der 
Lehrpersonen investiert werden.» 

Lösung in Sicht: Graubündens Kindergartenlehrpersonen sind mit ihren Löhnen am Schwanz der schweizweiten Lohnskala für diese Berufsgattung, doch langsam 
zeichnet sich eine Verbesserung ab.  Bild Keystone/Christian Beutler

«Solche 
politischen 
Prozesse 
brauchen Zeit 
und viel Geduld.»
Laura Lutz  
Legr-Präsidentin


